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 << Außensitzung des Vorstands und seiner Abtei lungen in Deggendorf  

Am 17.06.2005 fand auf Ein ladung des Anwaltsvereins Deggendorf  d ie 
t radi t ionel le Außensi tzung des Kammervorstands in Deggendorf  s tat t .  Zu der 
Außensitzung waren im Namen des Kammervorstands al le Kol legen aus dem 
Landger ichtsbezirk Deggendorf  eingeladen. Um 14:00 wurde der Vorstand 
durch Herrn Dr.  Franz Ki lger ,  Präsident des LG Deggendorf ,  im 
Schwurgerichtssaal  des Landgerichts Deggendorf  begrüßt.  Anschl ießend 
begann dort  d ie öf fent l iche Vorstandssi tzung. Im Rahmen der Si tzung wurde 
unter  anderem auch ein aktuel les Gesetzgebungsvorhaben zur Änderung des 
§ 276 ZPO diskut ier t .  Die Deggendorfer  Kol legen le is teten hierzu wertvol le 
Beiträge. Gegen 16.00 Uhr fanden Präsid iums- und Abtei lungssitzungen in 
verschiedenen Beratungszimmern des Landger ichts und des Amtsger ichts in 
Deggendorf  s tat t .  Die interessier ten Deggendorfer  Kol legen nutzten die 
Gelegenheit ,  um einmal h inter  d ie Kul issen der ehrenamtl ichen Arbei t  in den 
Abtei lungen zu bl icken. Nach getaner Arbeit  wurden al le Tei lnehmer durch 
den Dr i t ten Bürgermeister  im Alten Rathaus am Stadtplatz in Deggendorf  
begrüßt.  Einen gemütl ichen Ausklang fand der Besuch in Deggendorf  bei  
e inem Abendessen in einem ört l ichen Restaurant.  Dort gab es Gelegenheit ,  
den Deggendorfer  Kol legen und insbesondere der Vorsi tzenden des 



Deggendorfer  Anwaltsvereins Frau Laggatz für den freundl ichen Empfang und 
die gute Organisat ion zu danken.  

 Zurück zum Inhal tsverze ichnis

 

 

 << Änderung von § 7 BORA  

Das Bundesminister ium der Just iz  hat  den Beschluss der 4.  Si tzung der 3.  
Satzungsversammlung vom 21.02.2005 nur h ins icht l ich der Regelung des § 7 
Abs. 3 BORA aufgehoben. Damit  werden nach Verkündung in den BRAK-
Mit te i lungen die Absätze 1 und 2 von § 7 n.F. BORA ab 01.11.2005 lauten:  

(1)  Unabhängig von Fachanwaltsbezeichnungen darf  Tei lbereiche der 
Berufstät igkei t  nur  benennen, wer seinen Angaben entsprechende Kenntnisse 
nachweisen kann, die in der Ausbi ldung, durch Berufstät igkei t ,  
Veröffent l ichungen oder in sonst iger  Weise erworben wurden. Wer 
qual i f iz ierende Zusätze verwendet,  muss zusätzl ich über entsprechende 
theoret ische Kenntnisse verfügen und auf dem benannten Gebiet  in 
erhebl ichem Umfang tät ig gewesen sein.   

(2)  Benennung nach Absatz 1 s ind unzulässig,  soweit  s ie d ie Gefahr e iner 
Verwechslung mit  Fachanwaltschaften begründen oder sonst i r reführend s ind. 
 
 
Ausserdem bleibt  der  Absatz 4 von § 7 n.F. BORA unberührt .  Dieser lautet :   
 
 
(4)  Die vorstehenden Regelungen gelten für  Berufsausübungsgemeinschaften 
nach § 9 entsprechend. 

  

 Zurück zum Inhal tsverze ichnis

 

 << BGH: Begrenzung des Prüfungsstoffes bei FA-Fachgespräch  

Der BGH hat in seinem Beschluss vom 07.03.2005 (AnwZ (B) 11/04) e ine 
Beschränkung des Prüfungsstof fes bei  Fachgesprächen festgelegt.  Der 
Prüfungsstoff  des Fachgesprächs sei  beschränkt auf die Bereiche, in denen 
der Nachweis der in §§ 4 und 5 FAO geforderten theoret ischen Kenntnisse 
und prakt ischen Erfahrungen noch nicht geführt  sei ;  auf diese Bereiche sei  in 
der Ladung zum Fachgespräch hinzuweisen (§ 7 Abs. 2 Satz 1 FAO). Weiter  
hat der BGH Ausführungen zu den Anforderungen an das Inhaltsprotokol l  nach 
§ 7 Abs.  2 S.  4 FAO gemacht.  Schl ießl ich hat  er  zu der Frage Stel lung 
genommen, ob dem Antragstel ler  vor  der abschl ießenden Entscheidung des 
Vorstands der Rechtsanwaltskammer Gelegenheit  gegeben werden muss, zu 
einer negat iven Beurte i lung des Fachgesprächs durch den Fachausschuß s ich 
zu äußern. 

Die Entscheidung f inden Sie hier.  

http://rak.anwaltsausweis.de/fileadmin/downloads/Newsletter/AnwZ__B__11-04.pdf


 Zurück zum Inhal tsverze ichnis

 

 << Elektronische Lohnsteuer-Anmeldung bzw. Umsatzsteuer-
Voranmeldung  

Das Bundesminister ium der Finanzen (BMF) is t  der  Auffassung, dass die 
e lektronische Abgabe von Lohnsteuer-Anmeldungen und Umsatzsteuer-
Voranmeldungen ab Juni 2005 wieder zwingend vorgeschrieben is t .  Dies gi l t ,  
sowei t  keine unbi l l ige Härte vor l iegt .  Bis Ende Mai hat te eine 
Ausnahmeregelung des BMF bestanden, welche jedoch nicht ver längert  
worden is t .  Der Er lass des Finanzminister iums von Nordrhein-Westfalen vom 
06.04.2005, mit  welchem die elektronische Abgabe der Steuer-Anmeldung 
bzw. Voranmeldung ausgesetzt  wurde, is t  aufgehoben worden. 

 Zurück zum Inhal tsverze ichnis

 

 << Anfrage des Handelsregisters:  Notgeschäftsführerbestellung  

In der Vergangenheit  t raten vermehrt  Amtsgerichte -  Registerger ichte -  an die 
Industr ie-  und Handelskammer für Niederbayern in Passau mit  der  Bi t te heran, 
für  best immte not leidende GmbHs einen geeigneten Notgeschäftsführer  zu 
benennen. Bei d iesen Fäl len handelt  es sich meist  um GmbHs, d ie derzei t  
ohne vertretungsberecht igten Geschäftsführer  bestehen und beidenen 
dr ingende Rechtsgeschäfte zur Er ledigung anstehen. Bei  e inem Großtei l  der 
Fäl le handelt  es s ich um insolvenz- bzw. l iquidat ionsrecht l iche 
Fragestel lungen. Da diese Anfragen in den letzten Monaten stark ste igende 
Zahlen aufweisen, möchte die IHK Passau auf Anregung der Registerger ichte 
eine Liste von Rechtsanwälten erstel len,  d ie berei t  s ind,  eine 
Notgeschäftsführung zu übernehmen. Bei  Interesse wenden Sie s ich bi t te 
d irekt  an die IHK-Passau. 

 Zurück zum Inhal tsverze ichnis

 

 

 << VG Berl in: Ärztekammer muss Lebendspartner wie Eheleute 
behandeln 

Mit  Urtei l  vom 22.06.2005 hat das VG Ber l in (VG 14 A 44.02) d ie 
Gleichberecht igung von Lebenspartnern weitergefördert .  Es hat entschieden, 
dass die Ärztekammer eingetragene Lebenspartner wie Eheleute behandeln 
muss. Im konkreten Fal l  hat  ein Arzt  d ie Zahlung von Rentenleistungen an 
seinen Lebenspartner im Fal le seines Todes gefordert .  

 Zurück zum Inhal tsverze ichnis

 

http://www.passau.ihk.de/


 << Pfl ichtbeiträge zum Versorgungswerk der Rechtsanwälte während der 
Kindererziehungszeit  sind verfassungswidrig  

Die Beitragsregelung der Satzung des Versorgungswerks der Rechtsanwälte 
in Baden-Württemberg, d ie zur  Beitragsleis tung auch bei  Einkommenslosigkei t  
während der Zeiten der Erz iehung eines Kindes in dessen ersten drei  
Lebensjahren verpf l ichtet,  verstößt gegen das Gleichberecht igungsgebot (Art .  
3 Abs. 2 GG).  Sie führ t  zu einer unzulässigen fakt ischen Benachtei l igung von 
Frauen gegenüber Männern. Die Regelung kann jedoch bis zum In-Kraft-
Treten einer verfassungsgemäßen Neuregelung, längstens bis zum 30. Juni  
2006, weiter angewendet werden. Der notwendigen Neuregelung is t  
rückwirkende Geltung zugunsten solcher Mitg l ieder beizulegen, die – wie die 
Beschwerdeführer in – ihre Beitragsverpf l ichtung angefochten haben. Dies 
entschied der Erste Senat des Bundesverfassungsger ichts durch Beschluss 
am 05.04.2005, Az.  1 BvR 774/02.  Damit  hat te die Verfassungsbeschwerde 
einer Rechtsanwält in aus Baden-Württemberg weitgehend Erfo lg.  Diese hatte 
im verwal tungsger icht l ichen Verfahren er folg los die bei tragsfreie 
Mitgl iedschaft  im Versorgungswerk für  d ie Zei t  ihres drei jähr igen 
Kindererz iehungsur laubs beantragt.  

 Zurück zum Inhal tsverze ichnis

 
 << Konfliktmanagement 
   
Das Nds. Just izminister ium lädt  am 09.07.2005 zu einem Konf l ik tmanagement 
Kongress in Hannover ein, der  s ich mit  e invernehmlichen Konfl ik t lösungen 
durch Schl ichtung und Mediat ion beschäft igen wird.  

 Zurück zum Inhal tsverze ichnis

   

 
 << BVerfG: Beschlagnahme von Datenträgern  
  
Mit  Beschluss vom 12.04.2005 (2 BvR 1027/02) ste l l te das BVerfG k lar ,  dass 
an die Sicherstel lung und Beschlagnahme von Datenträgern und hierauf  
gespeicherter  Daten bei Berufsgeheimnisträgern besondere Anforderungen zu 
stel len s ind,  wei l  dadurch in das Grundrecht auf  informat ionel le 
Selbstbest immung eingegr i f fen werde. Durch den Zugri f f  auf den 
Datenbestand einer Rechtsanwalts-  und Steuerberaterkanzlei  werde in 
schwerwiegender Weise das recht l ich besonders geschützte 
Vertrauensverhäl tn is  zwischen den Mandanten und den für  s ie tät igen 
Berufsträgern beeinträcht igt .  Lesen Sie hierzu auch die BVerfG-
Pressemit te i lung 47/2005 v.  08.06.2005. 

 Zurück zum Inhal tsverze ichnis

 
 
 << BRAK-Papier zur Großen Justizreform  

http://www.km-kongress.de/
http://www.km-kongress.de/
http://www.bverfg.de/entscheidungen/rs20050412_2bvr102702.html
http://www.bundesverfassungsgericht.de/cgi-bin/link.pl?presse
http://www.bundesverfassungsgericht.de/cgi-bin/link.pl?presse


  
Die 76.  Just izministerkonferenz (JuMiKo) hat  am 29./  30.06.05 in Dortmund 
stat tgefunden. Die Beschlüsse der JuMiKo f inden Sie hier.  Der Beschluss zur 
Großen Just izreform s ieht u.  a.  e ine weitestgehende Vereinheit l ichung der 
Prozess- und Verfahrensordnungen vor. An der Zielsetzung zur Einführung 
einer funkt ionalen Zweigl iedr igkei t  sol l  zwar festgehalten werden, jedoch wird 
weiterer  Erörterungs- und Prüfungsbedarf  festgestel l t .  Dadurch und durch die 
Berücksicht igung der Evaluat ionsergebnisse zur ZPO-Reform wird auf eine 
wicht ige Forderung der BRAK eingegangen, d ie diese im BRAK-Papier  zur 
„Großen Just izreform" formul ier t  hat te.  Dar in nimmt die BRAK detai l l ier t  zu 
den von der Herbst-JuMiKo vorgeschlagenen Neuregelungen Stel lung. Sie 
kr i t is ier t  insbes. d ie Einschränkung des Rechtsschutzes für  den Bürger.  Lesen 
Sie hierzu auch die Presseerklärungen der BRAK Nr.  16/2005 v.  24.06.2005 
und Nr.  17/2005 v.  28.06.2005. 

BRAK
  
  

 Zurück zum Inhal tsverze ichnis

 
 << EG-Vollstreckungstitel-Durchführungsgesetz/RVG-Änderung  

Am 17.06.05 hat der Bundesrat dem Gesetzentwurf  zur Durchführung der 
Verordnung (EG) Nr.  805/2004 über e inen Europäischen Vol ls treckungst i te l  
für  unbestr i t tene Forderungen -  EG-Vol ls treckungst i te l-Durchführungsgesetz 
(BT-Drs.  15/5222 v.07.04.05) zugest immt (BR-Drs.  375/05 (Beschluss)  v.  
17.06.05).  Der Bundestag hatte das Gesetz berei ts  am 12.05.2005 
angenommen (BR-Drs.  375/05 v. 27.05.05). Mi t  dem Gesetz werden 
Durchführungsvorschr i f ten zu der unmit te lbar anwendbaren EG-Verordnung 
eingeführt ,  d ie die unmit te lbare Vol ls treckung von unbestr i t tenen Forderungen 
in al len Mitg l iedstaaten außer Dänemark ermögl icht .  So wird in d ie ZPO ein 
Abschni t t  zu diesbezügl ichen Zuständigkei ts-  und Verfahrensvorschr i f ten 
eingefügt.  Darüber h inaus wird mit  dem Durchführungsgesetz in der 
Anmerkung zu Nr.  3104 RVG die Angabe „§ 307 Abs. 2" durch „§ 307" ZPO 
ersetzt  und damit  k largestel l t ,  dass die Terminsgebühr auch dann anfäl l t ,  
wenn ein Verfahren, für das eine mündl iche Verhandlung vorgeschrieben is t ,  
gemäß § 307 ZPO ohne mündl iche Verhandlung entschieden oder mit  e inem 
schr i f t l ichen Vergle ich abgeschlossen wird.  

Die Gesetzesänderung tr i t t  am 21.10.05 in Kraft .  Es empfiehl t  s ich,  bis  dahin 
auf d ie Gesetzesänderung hinzuweisen, damit  k largestel l t  is t ,  dass der 
Gesetzgeber mit  der  unterbl iebenen Änderung nicht das Entstehen der 
Terminsgebühr im schr i f t l ichen Verfahren abschaffen wol l te,  sondern dass er  
bewusst daran festhiel t .   

BRAK
  
  

 Zurück zum Inhal tsverze ichnis

http://www.justiz.nrw.de/JM/justizpolitik/jumiko/beschluesse/fruehjahrskonferenz05/index.html
http://www.justiz.nrw.de/JM/justizpolitik/jumiko/beschluesse/fruehjahrskonferenz05/I_1.pdf
http://www.justiz.nrw.de/JM/justizpolitik/jumiko/beschluesse/fruehjahrskonferenz05/I_1.pdf
http://brak.de/seiten/pdf/Stellungnahmen/2005/BRAKPapierGrosseJustizreform.pdf
http://brak.de/seiten/pdf/Stellungnahmen/2005/BRAKPapierGrosseJustizreform.pdf
http://brak.de/seiten/04_05_16.php
http://www.brak.de/seiten/04_05_17.php
http://www.rechtsanwaltskammer-muenchen.de/Newsletter/Impressum.htm
http://dip.bundestag.de/btd/15/052/1505222.pdf
http://www.bundesrat.de/coremedia/generator/Inhalt/Drucksachen/2005/0375_2D05B,property=Dokument.pdf
http://www.bundesrat.de/coremedia/generator/Inhalt/Drucksachen/2005/0375_2D05B,property=Dokument.pdf
http://www.bundesrat.de/coremedia/generator/Inhalt/Drucksachen/2005/0375_2D05,property=Dokument.pdf
http://europa.eu.int/eur-lex/pri/de/oj/dat/2004/l_143/l_14320040430de00150039.pdf
http://www.rechtsanwaltskammer-muenchen.de/Newsletter/Impressum.htm


  
 << Neuregelung von Insolvenz- und Zwangsvollstreckungsrecht  
  
Das BMJ hat in einer Pressemit te i lung v.  23.06.05 den Referentenentwurf  
e ines Gesetzes zum Pfändungsschutz der Al tersvorsorge und zur Anpassung 
des Rechts der Insolvenzrechtanfechtung (s iehe Vol l texte v.  21.06.05) 
angekündigt .  Damit  sol l  zum einen der Pfändungsschutz der Al tersvorsorge 
von Selbständigen verbessert  werden und zum anderen die 
Insolvenzanfechtung gegenüber den Sozialversicherungsträgern 
eingeschränkt werden. 
  
  

BRAK
  
  

 Zurück zum Inhal tsverze ichnis
  

  
 << Pfändungsfreigrenzen  
  
Ab 01.07.05 gel ten höhere Pfändungsfreigrenzen für Arbeitseinkommen. 
Dadurch verbleibt  den Schuldnern ein höherer unpfändbarer  Antei l  des 
Arbei tseinkommens, der s ich weiter  erhöht,  wenn der Schuldner 
Unterhal tsverpf l ichtungen hat.  Durch diese Regelung sol l  s ichergestel l t  
werden, dass die Sicherung des Existenzminimums mögl ich is t .  Sei t  2001 wird 
die Freigrenze grundsätz l ich al le zwei  Jahre entsprechend der Entwick lung 
des steuer l ichen Grundfreibetrages geändert .   
  
  

BRAK
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<< Änderung der Rechtsverordnung nach § 206 BRAO  
  
In einer neuen Verordnung des Bundesminister iums der Just iz  zu § 206 BRAO 
werden die von der Bundesrechtsanwaltskammer vorgeschlagenen Länder neu 
aufgenommen. 
Es handelt  s ich um: 
o  Bol iv ien, o  Israel ,  o  Kamerun, o  Mexiko, o  Namibia und o  Venezuela. 
  
Als Anlage 2 wird die Russische Föderat ion aufgenommen. 
In der Verordnung zur Durchführung des § 206 BRAO stehen ab jetzt  somit  
fo lgende Länder:  
  
1.    Austral ien (Barr is ter,  Sol ic i tor ,  Legal Pract i t ioner)  
2.    Argent in ien (Abogado) 
3.    Bol iv ien (Abogado) 
4.    Brasi l ien (Advogado) 

http://www.bundesjustizministerium.de/enid/8c0b1a5df7e3b51690d5894601f58dae,8fa32e707265737365617274696b656c5f6964092d0932313735093a096d795f79656172092d0932303035093a096d795f6d6f6e7468092d093036/Presse/Pressemitteilungen_58.html
http://www.rws-verlag.de/
http://www.rws-verlag.de/
http://www.rws-verlag.de/
http://www.rechtsanwaltskammer-muenchen.de/Newsletter/Impressum.htm
http://www.bmj.de/media/archive/885.pdf
http://www.rechtsanwaltskammer-muenchen.de/Newsletter/Impressum.htm


5.   Indien (Advocate) 
6.    Israel  (Orech-Din) 
7.    Japan (Bengoshi)  
8.    Kamerun (Avocat/Advocate) 
9.    Kanada (Barr is ter ,  Sol ic i tor)  
10.  Kroat ien (Odvjetnik)  
11. Mexiko (Abogado) 
12.  Namibia (Legal  Pract i t ioner/Advocate/Attorney) 
13. Neuseeland (Barr is ter ,  Sol ic i tor)  
14.  Rumänien (Avocat)  
15.  Südafr ika (Attorney/Prokureur,  Advocate/Advokaat)  
16.  Türkei  (Avukat)  
17.  Venezuela (Abogado) 
18.  Verein igte Staaten von Amerika (Attorney at  law) 
19.  Russische Förderat ion (Advokat)  
  
Die Verordnung is t  am Tage nach der Verkündung, also am 01. Juni 2005 in 
Kraf t  getreten.  Ab diesem Datum haben beispielsweise auch mexikanische 
Anwälte die Mögl ichkei t ,  Mi tg l ieder der Kammer zu werden und auf  dem 
Gebiet  des mexikanischen Rechts-  und Völkerrechts als Abogado 
rechtsberatend tät ig zu werden. 
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 << Aktueller Basiszinssatz  
  
Der Basiszinssatz seit  01.07.2005 beträgt 1,17%.   
Nach der gel tenden Fassung von § 288 Abs. 1 Satz 2 BGB betragen die 
gesetz l ichen Verzugszinsen für  Rechtsgeschäfte,  an denen ein Verbraucher 
betei l igt  is t ,  fünf  Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.  Bei  
Rechtsgeschäften,  an denen ein Verbraucher nicht  betei l igt  is t ,  beträgt  der 
Zinssatz acht Prozentpunkte über dem Basiszinssatz,  § 288 Abs. 2 BGB. Bei 
Verzugszinsen im Bereich von Dahr lehensgeschäften gi l t  d ie Sonderregelung 
in § 497 Abs. 1 Satz 2 BGB.  

Der Basiszinssatz is t  var iabel  und kann s ich zum 1.  Januar und 1.  Jul i  e ines 
jeden Jahres ändern, § 247 Abs. 1 BGB. Die Deutsche Bundesbank gibt  den 
gel tenden Basisz inssatz im Bundesanzeiger bekannt.  

Weitere Informat ionen erhalten Sie hier.   

  
 Zurück zum Inhal tsverze ichnis

 << Ausbildungsprogramm "Fit  for Work 2005"  
  
Das Bayer ische Staatsminister ium für  Arbei t  und Sozialordnung, Famil ie und 
Frauen bi t tet  interessierte Ausbi ldungsbetr iebe auf d ie Fördermögl ichkei ten 
hinzuweisen. Unter www.stmas.bayern.de/arbei t /b i ldung/r icht l in ie.htm sind 
al le aktuel len Fördermögl ichkei ten für  Arbeitgeber und Jugendl iche 
einschl ießl ich der Anträge abrufbar.   

Mi t  der Förderung zusätzl icher Ausbildungsplätze unterstützt  d ie bayer ische 

http://www.bundesbank.de/
http://www.rechtsanwaltskammer-muenchen.de/zinsstand.html
http://www.stmas.bayern.de/arbeit/bildung/richtlinie.htm


Staatsregierung aus Mit te ln des ESF Ziel  3 Klein- und Mit te lbetr iebe mit  2.500 
€.  Vorraussetzung is t  dabei  ua. ,  dass der Platz mit  e inem 
Altbewerber/Al tbewerber in besetzt  wird.  Handel t  es s ich um einen Kleinbetr ieb 
mit  b is  zu 20 Beschäft igten, is t  die Besetzung des zusätz l ichen Platzes ohne 
Einschränkung hinsicht l ich des Personenkreises der Jugendl ichen mögl ich.  
Der Ausbi ldungsvertrag darf in jedem Fal l  jedoch nicht vor  dem 01.06.2005 
geschlossen sein.  Weitere Voraussetzungen, sowie die Verfahrenshinweise 
f inden Sie hier.  
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